
kai_hp16_swz.02

ANZEIGE ANZEIGE

10074366_10_1

„Das ist nicht hinnehmbar“

VON ANDREAS GANTER

FRANKFURT/BERLIN. Der Airbus-
Großraumjet der Lufthansa soll ei-
gentlich von Frankfurt nach Atlanta
(USA) fliegen. Dazu kommt es aller-
dings nicht. Kurz nach dem Start am
19. September muss er umdrehen.
Der Vorfall ist dokumentiert und von
der Fluglinie bestätigt.

Bevor der Pilot zur Landung an-
setzt, meldet er sich bei der Deut-
schen Flugsicherung: „Es stinkt nach
Öl/Verbrennung/irgendwas, ziem-
lich massiv.“ Die „Welt“ berichtet zu-
dem, dass sich Passagiere über „Übel-
keit und Schwindelgefühl“ beklagt
hätten. 40 Minuten nach dem Start
berührt die Maschine wieder den Bo-
den. Da blieb keine Zeit mehr, Kerosin
in der Luft abzulassen. Den Angaben
zufolge hatte der Flieger 201 Passa-
giere an Bord und überschritt das
maximal zulässige Landegewicht von
259 Tonnen.

Wie mehrfach berichtet, haben ge-
rade Langstreckenflugzeuge oft ein
deutlich höheres Startgewicht. Das
hängt damit zusammen, dass diese
Maschinen meist mit einem sehr vol-
len Tank starten. Schließlich müssen
sie weite Distanzen überwinden. Die
Konstrukteure gehen davon aus, dass
die Flugzeuge im Regelfall so viel
Treibstoff verbrauchen, dass sie bei
der Landung deutlich leichter sind.
Die Folge ist, dass die Flugzeuge nicht
für eine Landung mit Übergewicht
ausgelegt sind. Sollten sie doch mit
vollem Tank landen (müssen), dro-
hen Schäden am Fahrwerk oder
Schlimmeres. Die Lösung für das
Problem: Die Piloten lassen in Notsi-
tuation Kerosin in der Luft ab – bevor-
zugt über der Pfalz. Nur so, argumen-
tieren Flugzeughersteller und Flugli-
nien, können größere Schäden und
Gefahren für die Passagiere an Bord
ausgeschlossen werden.

Wenn in Notlagen nicht größere Mengen Kerosin abgelassen werden, führt das zu ernsthaften Schäden
an Flugzeugen – so argumentieren Vertreter der Flugindustrie. Was sie nicht verraten: Bundesweit
haben in den vergangenen acht Jahren 99 Flieger ihr maximal zulässiges Landegewicht überschritten.

Der RHEINPFALZ liegt eine noch
unveröffentlichte Antwort der Bun-
desregierung auf eine Anfrage von di-
versen Linken-Abgeordneten vor.
Darin steht, dass in den vergangenen
acht Jahren 99 Fälle dokumentiert
sind, in denen Flugzeuge bei der Lan-
dung das dafür vorgesehene Gewicht
überschritten haben. Ob bei dem so-
genannten „overweight landing“ Be-

schädigungen an den Fliegern ent-
standen, ist der Bundesregierung
nicht bekannt.

Die Pirmasenser Bundestagsabge-
ordnete Brigitte Freihold (Linke) sagt
dazu: „Der Umstand, dass der Bun-
desregierung von den 99 ihr gemel-
deten Fällen keinerlei Erkenntnisse
über etwaige Beschädigungen an
Flugzeugen oder gar Unfällen vorlie-
gen, lässt die Frage offen, warum bei
Overweight-Landungen grundsätz-

lich ein erhöhtes Risiko für Passagie-
re und für Flugzeuge angenommen
wird.“ Freihold vermutet, dass „of-
fenbar Kostenrisiken für weiterge-
hende Reparaturen nach Over-
weight-Landungen der Fluggesell-
schaften auf Mensch und Natur abge-
wälzt werden“.

Die Bundesregierung geht auch auf
die Frage ein, ob die Flugzeuge nicht
stabiler gebaut werden können, um
mit schwererem Gewicht sicher lan-

den zu können. Die Linken wollen zu-
dem wissen, ob die Regierung mögli-
cherweise Forschungen zu Alternati-
ven fördert. Die Antwort ist eindeu-
tig: „Zwar besteht die Möglichkeit,
Verkehrsflugzeuge so zu konstruie-
ren, dass auch eine Landung bei ho-
hem Gesamtgewicht möglich wird.
Aufgrund von erforderlicher Struk-
turverstärkung ginge dies aber ein-
her mit einem höheren Gewicht und
damit einem höheren Treibstoffver-
brauch des Luftfahrzeugs. Ein Hand-
lungsbedarf auf dem Gebiet der For-
schungsförderung besteht daher
nicht.“

Freihold kritisiert gegenüber der
RHEINPFALZ noch eine weitere Tatsa-
che, die durch die Kleine Anfrage be-
kannt wurde. So kam heraus, dass die
Regierung offenbar plant, die Luft-
verkehrsordnung zu ändern. Derzeit
liegen der Bundesregierung nach ei-
gener Aussage nämlich keine Kennt-
nisse vor, ob Fluglinien oder militäri-
sche Flieger möglicherweise Kerosi-
nablässe nicht gemeldet haben. Das
soll sich ändern. Künftig soll es ein
Ordnungswidrigkeitstatbestand ge-
ben, mit dem Verstöße gegen die
Meldepflicht von Treibstoffschnella-
blässen geahndet werden können.

Freihold sagt: „Es reicht offenbar
aus, Treibstoffablässe nicht zu mel-
den, um sich so der Verantwortung
zu entziehen.“ Sie kritisiert, dass kei-
ne Kontroll- und Sanktionsmecha-
nismen existieren, um Verstöße ge-
gen die Meldepflicht zu ahnden. „Das
ist nicht hinnehmbar!“ Für die Pir-
masenserin stellt sich die Frage, ob
die der Bundesregierung bekannten
Fälle überhaupt alle Treibstoffablässe
umfassen.

Die Antwort der Bundesregierung
ist auch noch vor einem anderen Hin-
tergrund interessant. In den vergan-
genen Wochen war an verschiedenen
Stellen immer wieder zu hören, dass
militärische Maschinen mittlerweile
meist den gleichen Sprit benutzen
wie zivile. Der militärische Treibstoff
JP-8 gilt als extrem gesundheits-
schädlich. Laut der Bundesregierung
hat aber zumindest die Bundeswehr
in den vergangenen drei Jahren mehr
als zehnmal so viel JP-8 verbraucht
(530.000 Kubikmeter) wie Treibstoff
der üblichen Sorte Jet A-1.

AN RHEIN UND SAAR

BAD KREUZNACH. Im Fall des Jägers,
der mehrere Jagdhunde auf eine Kat-
ze gehetzt hatte und sie von ihnen zer-
fleischen ließ, haben nun auch der
Landesjagdverband Rheinland-Pfalz
und der Deutsche Jagdverband Anzei-
ge erstattet. Von dem blutigen Vorfall
gibt es ein Video. Zuvor hatte bereits
die Tierschutzorganisation Peta bei
der Staatsanwaltschaft Bad Kreuznach
Anzeige wegen Verstoßes gegen das
Tierschutzgesetz erstattet. Ein Zeuge
hatte Peta einen Hinweis auf den
möglichen Täter gegeben. Er stammt
nach Angaben der Tierschutzorgani-
sation aus Rheinland-Pfalz: Der Jäger
sei namentlich bekannt, da er das Vi-
deo selbst in eine aus Jägern beste-
hende WhatsApp-Gruppe hochgela-
den habe, sagte gestern Peta-Rechts-
anwalt Christian Arleth. Aus dieser
Gruppe seien dieses Video sowie Per-
sonalien dann weitergegeben worden
und so auch zu Peta gelangt. Der Jagd-
verband verfügt offenbar über weni-
ger Informationen: Er hat Anzeige ge-
gen Unbekannt gestellt. Michael
Brandt, Leitender Oberstaatsanwalt in
Bad Kreuznach, bestätigte gestern die
Aufnahme von Ermittlungen wegen
des Anfangsverdachts eines Verge-
hens gegen dasTierschutzgesetz. Wei-
tere Angaben machte er nicht. |swz

Land will Sprachkurse für
Flüchtlinge ausweiten
MAINZ. Das rheinland-pfälzische In-
tegrationsministerium will seine
Sprachkurse für Flüchtlinge erweitern.
In einem neuen Modellprojekt sollen
Deutsch-Intensivkurse mit einem
Kursumfang von 200 Stunden ange-
boten werden, teilte das Ministerium
gestern mit. Bisher gab es Angebote
über 60 oder 100 Stunden. Die Kurse
können mit einem Zertifikat abge-
schlossen werden. Damit hätten Zu-
gewanderte erheblich bessere Chan-
cen auf dem Arbeitsmarkt, erklärte In-
tegrationsministerin Anne Spiegel
(Grüne). Außerdem sollen die Fahrt-
kosten erstattet werden, um die Moti-
vation derTeilnehmer zu erhöhen. Die
AfD-Landtagsfraktion bezeichnete das
Projekt als ein „völlig falsches Signal“
in der Asylpolitik. |lrs/swz

Hunde zerfetzten Katze:
Staatsanwalt ermittelt

HEIT SCHUNN GELACHT?

De Meier kummt in die Zoohandlung:
„Ich brauch 16 Spinne, 30 Kellerassle
und 15 Kaggerlagge.“ Frogt de Ver-
käufer: „Ja um Himmels Wille, warum
wolle se dann des ganze Ungeziffer?“
Sagt de Meier: „Ich zieh um unn soll
die alt Wohnung so hinnerlosse, wie
ich se vorgfunne hab.“ |bun

LANDAU. Wegen des dringenden
Verdachts des versuchten Tot-
schlags erließ der Ermittlungsrich-
ter am Amtsgericht Landau gestern
Haftbefehl gegen eine 40-jährige
Frau. Sie kam ins Gefängnis.

Sie soll am Montagabend in einer
Wohnunterkunft in Landau bei einem
Streit auf ihren 32-jährigen Lebens-
gefährten eingestochen haben. Im
Anschluss sei die alkoholisierte Frau
geflüchtet, teilte gestern die Polizei
mit. Das Opfer musste notoperiert
werden, ist aber nicht mehr in Le-
bensgefahr. Die Tatverdächtige konn-
te noch am Montagabend in Landau
festgenommen werden. |swz

Messerstiche:
Haftbefehl
gegen Landauerin

MAINZ. Das Land will die Kommunen
in den kommenden beiden Jahren
stärker an der Integrationspauschale
des Bundes beteiligen.

Mit dieser Zuwendung gleicht der
Bund die Kosten der Länder und Kom-
munen aus, die durch Aufnahme und
Integration von Flüchtlingen entste-
hen. Vor zwei Jahren hatte die Vertei-
lung der Pauschale zu einem heftigen
Disput zwischen Land und Kommunen
geführt. Auf dem Höhepunkt der
Flüchtlingswelle hatte der Bund je
zwei Milliarden Euro für die Jahre 2016
bis 2018 zugesagt. Das Land gab nach
wochenlangen Verhandlungen mit
den kommunalen Spitzenverbänden
vom rheinland-pfälzischen Anteil 96
Millionen Euro an die Kommunen ab
und behielt selbst den doppelten Be-
trag. Die Kommunen bekamen dem-
nach 32 Millionen Euro pro Jahr, die al-
lerdings in einer Summe für 2016 bis
2018 ausgezahlt wurden.

Flüchtlingskosten:
Land gibt mehr Geld
an Kommunen ab

Für das Jahr 2019 hat der Bund laut
der Mainzer Finanzministerin Doris
Ahnen (SPD) den Ländern 2,44 Milliar-
den Euro zugesagt. Für 2020 gebe es
noch keine Vereinbarung. Der für die
Gelder-Verteilung erforderliche Ge-
setzentwurf sieht vor, dass das Land für
die beiden Jahre jeweils die Hälfte der
Integrationspauschale weitergeben
wird, heißt es in einer Presseerklärung
des Integrations- und des Finanzminis-
teriums. Demnach dürfen die Kommu-
nen für 2019 mit 58,4 Millionen Euro
rechnen, die schon in diesem Jahr aus-
bezahlt werden sollen. 2019 sollen es
dann 48 Millionen Euro für 2020 sein.
Die Anhebung des kommunalen An-
teils an der Zuweisung des Bundes hat-
te die Landesregierung bereits bei der
Vorstellung des Etatentwurfs
2019/2020 angekündigt und mit der
guten Haushaltslage begründet. |nob

KARLSRUHE. Bei einem Auffahrunfall
auf der Autobahn 5 zwischen Rastatt-
Nord und Karlsruhe-Süd sind gestern
zehn Menschen verletzt worden, da-
von zwei schwer. Das Unglück ge-
schah nach Angaben der Polizei im
Bereich einer Baustelle bei Ettlingen.
Dabei sei ein mit etwa 20 Personen

A 5 bei Karlsruhe:
Vollsperrung nach
Unfall mit Reisebus

besetzter Fernreisebus gegen 12 Uhr
auf einen Silo-Sattelzug gefahren.
Nach dem bisherigen Ermittlungs-
stand bemerkte der 56-jährige Bus-
fahrer das Stauende zu spät. Die Front
des Busses wurde komplett einge-
drückt, der Fahrer wurde in seinem
Fahrzeug eingeklemmt, konnte aber
befreit und ins Krankenhaus gebracht
werden. Die Autobahn war Richtung
Norden bis 14.20 Uhr komplett ge-
sperrt, der Verkehr wurde bei Rastatt-
Nord abgeleitet, er staute sich aber
auf einer Länge von zwölf Kilometern.

Das Unglück ereignete sich in etwa
in dem Bereich der A 5, in dem Ende
Juni eine Reiseleiterin in einem Bus
getötet und 31 Menschen verletzt
worden waren – allerdings in der Ge-
genrichtung. Damals war ein Reise-
bus vor einer Großbaustelle in einen
Müllwagen gefahren. |swz/lsw

DIE RHEINPFALZ — NR. 224 MITTWOCH, 26. SEPTEMBER 2018SÜDWESTDEUTSCHE ZEITUNG

Bei einer Veranstaltung an der Totenkopfhütte bei St. Martin (Kreis Südliche
Weinstraße) demonstrierten Anfang des Monats knapp 300 Personen gegen
den Ablass von Kerosin über dem Pfälzerwald. FOTO: MEHN

Der Reisebus. FOTO: DPA

Verstöße gegen die
Meldepflicht haben
bislang keine Konsequenzen.

Ob bei den Landungen mit
Übergewicht die Flugzeuge
beschädigt wurden, ist unklar.

Ein Gesetzentwurf der
Landesregierung regelt
Verteilung der Gelder.
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Das Weißbier aus dem Hause der Park & Bellheimer Brauereien.

K. Peil
Text-Box
entnommen aus:
Rheinpfalz, 26.9.2018


